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43. Gesetz: Einhebung von Umweltabgaben auf Wasser, Abwasser und Müll (Umweltabgabengesetz - U AG). 

43. 

Gesetz vom 29. September 1989 über die 
Einhebung von Umweltabgaben auf Wasser, 
Abwasser und Müll (Umweltabgabengesetz -

UAG) 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Abschnitt I 

§ 1. Wasser, das in Wien aus öffentlichen 
Wasserversorgungsanlagen abgegeben wird, sowie 
die Bereitstellung von Wasserzählern unterliegen 
nach Maßgabe des Abschnittes II einer Abgabe 
(Umweltabgabe auf Wasser). 

§ 2. Die unmittelbare oder mittelbare Einleitung 
von Abwasser von innerhalb der Stadt Wien 
gelegenem Grundbesitz (§ 1 Grundsteuergesetz 
1955, BGB!. Nr. 149, in der Fassung BGB!. 
Nr. 570/1982) in einen öffentlichen Kanal (Stra­
ßenkanal) unterliegt nach Maßgabe des Abschnit­
tes III einer Abgabe (Umweltabgabe auf Abwasser). 

§ 3. Für die in die öffentliche Müllabfuhr 
einbezogenen Liegenschaften ist eine Abgabe nach 
Maßgabe des Abschnittes IV zu entrichten, und 
zwar ohne Rücksicht darauf, ob die öffentliche 
Müllabfuhr tatsächlich benützt wird oder nicht 
(Umweltabgabe auf Müll). 

§ 4. Die Umweltabgaben sind durch Verordnun­
gen der Landesregierung festzusetzen. Die Landes­
regierung darf dabei die Abgaben nur in einer 
solchen Höhe festsetzen, daß deren jeweiliger 
Gesamtertrag 120% des Aufwandes 

a) für die Erhaltung und den Betrieb der 
städtischen Wasserversorgungsanlagen sowie 
die Anschaffung und die Erhaltung der 
Wasserzähler bzw. 

b) für die Erhaltung und den Betrieb der 
städtischen Kanalisation einschließlich der 
Abwasserreinigungsanlagen bzw. 

c) für die Bereitstellung, die Erhaltung und den 
Betrieb der Einrichtungen der öffentlichen 
Müllabfuhr einschließlich der Entsorgung des 
Mülls 

sowie die Verzinsung und Tilgung der Anlageko­
sten, inklusive Umsatzsteuer, nicht übersteigt. Als 
Zinssatz ist der Durchschnitt der vom Direktorium 
der Oesterreichischen Nationalbank für die letzten 
fünf Jahre verlautbarten Jahreswerte der Sekundär­
marktrenditen inländischer Anleihen anzuwenden. 
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§ 5. Werden auf Grund bundes- oder landesge­
setzlicher Ermächtigung für 

a) das abgegebene Wasser oder für die Beistel­
lung und laufende Instandhaltung der Was­
serzähler, 

b) die Einleitung von Abwasser in die öffentli­
chen Kanäle, 

c) die Bereitstellung der Einrichtungen der 
öffentlichen Müllabfuhr bzw. deren Benüt­
zung 

Gebühren eingehoben, so sind diese auf die 
jeweilige Abgabeschuld nach diesem Gesetz anzu­
rechnen. 

Abschnitt II 

Besondere Bestimmungen für die Bemessung und 
Einhebung der Umweltabgabe auf Wasser (§ 1) 

§ 6. (1) Die Abgabe ist vom Wasserabnehmer(§ 7 
Wasserversorgungsgesetz 1960) zu entrichten. 

(2) Sie wird nach Wahl der Behörde jährlich, 
vierteljährlich oder monatlich anteilig pro Kubik­
meter abgegebenen Wassers sowie nach Durchfluß­
weite des beigestellten Wasserzählers ermittelt und 
unter Bedachtnahme auf die erfolgten Teilzahlun­
gen (Abs. 3) bescheidmäßig festgesetzt. Im Falle der 
jährlichen Ermittlung hat der Wasserabnehmer 
vierteljährliche Teilzahlungen jeweils bis zur 
nächstfolgenden Festsetzung (Abs. 3) zu leisten. 

(3) Bei jährlicher Ermittlung werden die Teilzah­
lungen am 15. Jänner, 15. April, 15. Juli und 
15. Oktober eines jeden Jahres fällig. Bei jährlicher 
und vierteljährlicher Ermittlung wird die Abgabe am 
15. des auf die Zustellung des Abgabenbescheides 
folgenden Monates und bei monatlicher Ermittlung 
zwei Wochen nach Zustellung des Abgabenbeschei­
des fällig. 

( 4) Die Höhe der Teilzahlungen nach Abs. 3 wird 
von der Behörde auf Grund des durchschnittlichen 
Verbrauches im vorangegangenen Bezugszeitraum 
mit Bescheid vorläufig(§ 148 WAO) festgesetzt. Bei 
wesentlicher -Änderung der für die Wasserbezugs­
menge maßgeblichen Umstände kann die Behörde 
auf Antrag oder von Amts wegen die Höhe dieser 
Teilzahlungsbeträge entsprechend abändern. 

(5) In Fällen vorübergehender oder periodisch 
wiederkehrender Wasserabnahme ist bei der Anmel­
dung eine Vorauszahlung in der Höhe der 
mutmaßlich auflaufenden Abgabe zu leisten. Ein 
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